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Die Einberufung der Hauptversammlung enthält im Abschnitt 
III. bereits Angaben im Sinn des § 121 Absatz 3 Satz 3 Nr. 3 AktG, 
das heißt Erläuterungen zu den Rechten nach § 122 Absatz 2,  
§ 126 Absatz 1, § 127, § 131 Absatz 1, § 245 AktG i.V.m. Artikel 2 § 1 
des am 28. März 2020 in Kraft getretenen Gesetzes zur Abmil­
derung der Folgen der COVID­19­Pandemie im Zivil­, Insol­
venz­ und Strafverfahrensrecht vom 27. März 2020 (BGBl. I   
S. 569) („COVID-Folgenabmilderungsgesetz“). Nachfolgende 
Angaben dienen einer weiteren Erläuterung dieser Regelungen. 

Abhaltung der Hauptversammlung als virtuelle  
Hauptversammlung
Vor dem Hintergrund der COVID­19­Pandemie hat die persön­
lich haftende Gesellschafterin mit Zustimmung des Aufsichts­
rats und des Gesellschafterausschusses beschlossen, von den 
Erleichterungen, welche das COVID­Folgenabmilderungsgesetz 
für die Abhaltung von Hauptversammlungen im Jahr 2020 
vorsieht, Gebrauch zu machen und die diesjährige ordentliche 
Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder 
ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertre­
ter der Gesellschaft) als virtuelle Hauptversammlung abzuhal­
ten.

Die Abhaltung der diesjährigen ordentlichen Hauptversamm­
lung erfolgt daher nach Maßgabe der Vorgaben in Artikel 2 § 1 
Absatz 2 i.V.m. Absatz 8 Satz 1 COVID­Folgenabmilderungsge­
setz, die sich auch auf die Rechte der Aktionäre auswirken:

1.  Ergänzungsanträge zur Tagesordnung auf Verlangen 
einer Minderheit (§ 122 Abs. 2 AktG)

Aktionäre, d.h. Stamm­ und/oder Vorzugsaktionäre, deren An­
teile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder 
den anteiligen Betrag am Grundkapital von 500.000,00 Euro 
erreichen – das entspricht 500.000 Aktien (Stamm­ und/oder 
Vorzugsaktien) –, können verlangen, dass Gegenstände auf die 
Tagesordnung der Hauptversammlung gesetzt und bekannt ge­
macht werden (§ 122 Abs. 2 AktG). Darüber hinaus kann gemäß 
§ 87 Abs. 4 AktG in der Fassung des Gesetzes zur Umsetzung 
der zweiten Aktionärsrechterichtlinie („ARUG II“) die Haupt­
versammlung auf Antrag nach § 122 Abs. 2 Satz 1 AktG die nach 
§ 87a Abs. 1 Satz 2 Nummer 1 AktG in der Neufassung durch 
das ARUG II festgelegte Maximalvergütung für den Vorstand 
herabsetzen. 

Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 
90 Tagen vor dem Zugang des Verlangens Inhaber der Aktien 
sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands 
über den Antrag halten. Für die Berechnung der Aktienbesitz­
zeit bestimmt § 70 AktG Folgendes: Ist die Ausübung von Rech­
ten aus der Aktie davon abhängig, dass der Aktionär während 
eines bestimmten Zeitraums Inhaber der Aktie gewesen ist, so 
steht dem Eigentum ein Anspruch auf Übereignung gegen ein 
Kreditinstitut, Finanzdienstleistungsinstitut oder ein nach  
§ 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes 
über das Kreditwesen tätiges Unternehmen gleich. Die Eigen­
tumszeit eines Rechtsvorgängers wird dem Aktionär zugerech­
net, wenn er die Aktie unentgeltlich, von seinem Treuhänder, 
als Gesamtrechtsnachfolger, bei Auseinandersetzung einer 
Gemeinschaft oder bei einer Bestandsübertragung nach § 13 
des Versicherungsaufsichtsgesetzes oder § 14 des Gesetzes über 

Bausparkassen erworben hat. Für den Nachweis reicht eine 
entsprechende Bestätigung des depotführenden Kreditinstituts 
aus. Im Übrigen ist § 121 Abs. 7 AktG entsprechend anzuwenden. 
Hiernach ist der Tag des Zugangs des Verlangens nicht mitzu­
rechnen. Eine Verlegung von einem Sonntag, einem Sonnabend 
oder einem Feiertag auf einen zeitlich vorausgehenden oder 
nachfolgenden Werktag kommt nicht in Betracht. Die §§ 187 
bis 193 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind nicht entsprechend 
anzuwenden.

Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine 
 Beschlussvorlage beiliegen. Ergänzungsanträge nebst Begrün­
dung oder Beschlussvorlagen sowie der Nachweis über die 
 Aktienbesitzzeit müssen schriftlich an den Vorstand gerich­
tet und der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor dem Tag der 
Hauptversammlung zugehen, wobei der Tag der betreffenden 
Versammlung und des Zugangs nicht mitzurechnen sind;  
der Zugang muss also bis zum Ablauf des 17. Mai 2020   
(24.00 Uhr MESZ) erfolgen. Es wird darum gebeten, ent­
sprechende Anträge nur an folgende Adresse zu richten:

Henkel AG & Co. KGaA
Vorstand der Henkel Management AG
Henkelstr. 67
40589 Düsseldorf

Soweit die rechtzeitig eingegangenen Ergänzungsanträge 
bekanntmachungspflichtig sind, werden sie – soweit sie nicht 
bereits mit der Einberufung bekannt gemacht wurden – unver­
züglich nach Zugang des Verlangens in gleicher Weise wie bei 
der Einberufung bekannt gemacht, d.h., sie werden im Bundes­
anzeiger bekannt gemacht und solchen Medien zugeleitet, bei 
denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die Informa­
tion europaweit verbreiten. Auch werden sie auf der Internet­
seite der Gesellschaft zugänglich gemacht und den Aktionären 
zusammen mit der Einberufung nach § 125 Abs. 1 Satz 3 AktG 
mitgeteilt.

2.  Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären  
(§§ 126 Abs. 1 und 127 AktG)

Aktionäre, d.h. Stamm­ und/oder Vorzugsaktionäre, können 
Gegenanträge gegen die Beschlussvorschläge von persönlich 
haftender Gesellschafterin und/oder Aufsichtsrat bzw. Gesell­
schafterausschuss zu einzelnen Tagesordnungspunkten der 
Hauptversammlung stellen und Wahlvorschläge zu auf der 
Tagesordnung stehenden Wahlen übersenden (§§ 126, 127 AktG).

Eventuelle Gegenanträge (nebst Begründung) oder Wahlvor­
schläge von Aktionären im Sinne der §§ 126 Absatz 1, 127 AktG 
sind ausschließlich per Brief, Telefax oder E­Mail an nachste­
hende Adresse zu richten; anderweitig übersandte Gegenanträ­
ge oder Wahlvorschläge können nicht berücksichtigt werden. 

Henkel AG & Co. KGaA
- Hauptversammlung 2020 -
Investor Relations
Henkelstr. 67
40589 Düsseldorf
oder per Telefax unter: +49 (0) 211 798-2863 
oder per E-Mail unter: investor.relations@henkel.com
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Gegenanträge zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung 
oder machen sie gleiche Wahlvorschläge, so kann der Vorstand 
die Gegenanträge und Wahlvorschläge sowie ihre Begründun­
gen zusammenfassen. 

Aktionärsvorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern 
hat der Vorstand – wenn die vorstehend genannten Vorausset­
zungen für das Zugänglichmachen erfüllt sind – mit folgenden 
Angaben zugänglich zu machen:

• Hinweis auf die Anforderungen des § 96 Abs. 2 AktG,
•  Angabe, ob der Gesamterfüllung nach § 96 Abs. 2 Satz 3 AktG 

widersprochen wurde, und
•  Angabe, wie viele der Sitze im Aufsichtsrat mindestens je­

weils von Frauen und Männern besetzt sein müssen, um das 
Mindestanteilsgebot nach § 96 Abs. 2 AktG zu erfüllen.

Aufgrund der Sonderregelungen des COVID-Folgen- 
abmilderungsgesetzes gilt für Anträge und Wahlvorschläge 
der Aktionäre in diesem Jahr Folgendes:
Artikel 2 § 1 Absatz 2 COVID­Folgenabmilderungsgesetz enthält 
eine abschließende Aufzählung der Voraussetzungen, unter de­
nen der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats entschei­
den kann, eine virtuelle Hauptversammlung ohne physische 
Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten abzuhalten. 
Die Einräumung eines Antragsrechts zugunsten der Aktionäre 
zählt nicht zu diesen Voraussetzungen. Da die diesjährige 
Hauptversammlung der Gesellschaft nur mit Briefwahl und 
Vollmachtsstimmrecht durchgeführt wird, kann es insofern 
keine Antragsrechte in der virtuellen Hauptversammlung 
geben.

Nach §§ 126, 127 AktG zugänglich zu machende Gegenanträge 
oder Wahlvorschläge werden in der virtuellen Hauptversamm­
lung allerdings so behandelt, als seien sie in der Hauptver­
sammlung gestellt worden, sofern der antragstellende Aktionär 
ordnungsgemäß angemeldet ist und den Nachweis seines 
Anteilsbesitzes erbracht hat (siehe hierzu die näheren Erläute­
rungen in der Einberufung der Haupversammlung im Abschnitt 
III., Ziffer 3). Das Recht des Versammlungsleiters, im Rahmen 
der Abstimmung zuerst über die Vorschläge der Verwaltung 
abstimmen zu lassen, bleibt hiervon unberührt. Sollten die 
Vorschläge der Verwaltung mit der notwendigen Mehrheit an­
genommen werden, haben sich insoweit die Gegenanträge oder 
(abweichende) Wahlvorschläge erledigt.

3.   Auskunftsrecht gemäß § 131 Abs. 1 AktG bzw. Frage-
möglichkeit gemäß COVID-Folgenabmilderungsgesetz

Gemäß § 131 Abs. 1 AktG ist jedem Aktionär, d.h. sowohl den 
Stamm­ als auch den Vorzugsaktionären, auf ein in der Haupt­
versammlung mündlich gestelltes Verlangen von der persön­
lich haftenden Gesellschafterin Auskunft zu geben über Angele­
genheiten der Gesellschaft, die rechtlichen und geschäftlichen 
Beziehungen der Gesellschaft zu verbundenen Unternehmen 
sowie die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss 
einbezogenen Unternehmen, soweit die Auskunft zur sachge­
mäßen Beurteilung eines Gegenstands der Tagesordnung erfor­
derlich ist und kein Auskunftsverweigerungsrecht besteht. 

Zugänglich zu machende Gegenanträge (nebst Begründung) 
oder Wahlvorschläge von Aktionären – gegebenenfalls verse­
hen mit den nach § 127 Satz 4 AktG zu ergänzenden Inhalten – 
werden, einschließlich des Namens des Aktionärs, nach ihrem 
Eingang im Internet (www.henkel.de/hv (deutsch) und www.
henkel.com/agm (englisch)) zugänglich gemacht. Dabei werden 
die bis zum Ablauf des 2. Juni 2020 (24.00 Uhr MESZ) bei 
der Henkel AG & Co. KGaA unter vorgenannter Adresse einge­
gangenen Gegenanträge oder Wahlvorschläge berücksichtigt; 
anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge 
werden nicht zugänglich gemacht. Eventuelle Stellungnahmen 
der Verwaltung werden ebenfalls unter der genannten Internet­
adresse zugänglich gemacht.

Zugänglich zu machende Gegenanträge müssen mit einer 
Begründung versehen sein. Zugänglich zu machende Wahlvor­
schläge brauchen nicht begründet zu werden.

Gegenanträge von Aktionären und Begründungen brauchen 
gemäß § 126 Abs. 2 AktG nicht zugänglich gemacht zu werden,

1.  soweit sich der Vorstand dadurch strafbar machen würde,
2.  wenn der Gegenantrag zu einem gesetz­ oder satzungswidri­

gen Beschluss der Hauptversammlung führen würde,
3.   wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensicht­

lich falsche oder irreführende Angaben oder wenn sie Belei­
digungen enthält,

4.  wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenan­
trag des Aktionärs bereits zu einer Hauptversammlung der 
Gesellschaft nach § 125 AktG zugänglich gemacht worden ist,

5.  wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich 
gleicher Begründung in den letzten fünf Jahren bereits zu 
mindestens zwei Hauptversammlungen der Gesellschaft 
nach § 125 AktG zugänglich gemacht worden ist und in der 
Hauptversammlung weniger als der zwanzigste Teil des 
vertretenen Grundkapitals für ihn gestimmt hat,

6.  wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Haupt­
versammlung nicht teilnehmen und sich nicht vertreten 
lassen wird, oder

7.  wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Haupt­
versammlungen einen von ihm mitgeteilten Antrag nicht 
gestellt hat oder nicht hat stellen lassen.

Für das Zugänglichmachen von Wahlvorschlägen gilt gemäß 
§ 127 AktG das Vorstehende sinngemäß. Ferner brauchen 
Vorschläge für die Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern und 
Abschlussprüfern nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn 
sie nicht den Namen, ausgeübten Beruf und Wohnort der vor­
geschlagenen Kandidaten, bei juristischen Personen die Firma 
und den Sitz, enthalten und bei Vorschlägen zur Wahl von Auf­
sichtsratsmitgliedern keine Angaben zu deren Mitgliedschaft 
in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten gemacht 
worden sind. Angaben zu ihrer Mitgliedschaft in vergleichbaren 
in­ und ausländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunter­
nehmen sollen beigefügt werden.

Die Begründung von Gegenanträgen und Wahlvorschlägen 
braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insge­
samt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. Stellen mehrere Aktionäre 
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Aufgrund der Sonderregelungen des COVID-Folgenabmilde-
rungsgesetzes gilt für das Auskunftsrecht der Aktionäre in 
diesem Jahr Folgendes:
Das Auskunftsrecht der Aktionäre ist im Falle einer virtuellen 
Hauptversammlung nach Maßgabe von Artikel 2 § 1 Absatz 2 
COVID­Folgenabmilderungsgesetz erheblich eingeschränkt. 
Den Aktionären ist lediglich eine Fragemöglichkeit einzu­
räumen. Auf der Grundlage von Artikel 2 § 1 Absatz 2 Satz 2 
COVID­Folgenabmilderungsgesetz hat die persönlich haftende 
Gesellschafterin mit Zustimmung des Aufsichtsrats und des 
Gesellschafterausschusses entschieden, dass Fragen der Akti­
onäre bis spätestens zwei Tage vor der Versammlung im Wege 
elektronischer Kommunikation einzureichen sind.

Stamm­ und Vorzugsaktionäre, die sich ordnungsgemäß anmel­
den und den Nachweis ihres Anteilsbesitzes erbringen, haben 
daher die Möglichkeit, ab dem Beginn des 27. Mai 2020 bis 
spätestens 14. Juni 2020, 24.00 Uhr (MESZ) Fragen über das 
Henkel InvestorPortal einzureichen. Während der virtuellen 
Hauptversammlung können keine Fragen gestellt werden. 

Ein Auskunftsanspruch der Aktionäre nach dem Maßstab des  
§ 131 AktG besteht nicht. Die Beantwortung der Fragen wird in 
der virtuellen Hauptversammlung vielmehr nach pflichtgemä­
ßem, freiem Ermessen der persönlich haftenden Gesellschaf­
terin erfolgen, d.h., die persönlich haftende Gesellschafterin 
muss nicht alle Fragen beantworten, kann Fragen zusammen­
fassen und im Interesse der Aktionäre sinnvolle Fragen auswäh­
len. Sie kann dabei Aktionärsvereinigungen und institutionelle 
Investoren mit bedeutenden Stimmrechtsanteilen bevorzugen. 
Fragen, die nicht in deutscher Sprache gestellt werden, werden 
nicht beantwortet. 

Die Beantwortung der Fragen wird in der virtuellen Haupt­
versammlung – ggf. auch unter Angabe des Namens und des 
Wohnorts des betreffenden Aktionärs – erfolgen.

4.  Einlegung von Widersprüchen
Stamm­ und Vorzugsaktionäre beziehungsweise ihre Bevoll­
mächtigten haben – in Abweichung von § 245 Nr. 1 AktG unter 
Verzicht auf das Erfordernis des Erscheinens in der Hauptver­
sammlung – die Möglichkeit, Widerspruch gegen einen oder 
mehrere Beschlüsse der Hauptversammlung im Wege elektroni­
scher Kommunikation einzulegen.

Die elektronische Einlegung eines Widerspruchs gegen einen 
Beschluss der Hauptversammlung kann von Stamm­ und 
Vorzugsaktionären beziehungsweise ihren Bevollmächtigten ab 
dem Beginn der Hauptversammlung bis zu deren Schlie-
ßung durch den Versammlungsleiter über das Henkel In-
vestorPortal erklärt werden. Der Notar hat die Gesellschaft zur 
Entgegennahme von Widersprüchen über das Henkel Investor­
Portal ermächtigt und erhält die Widersprüche über das Henkel 
InvestorPortal.

Angaben zur Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte 
gemäß § 124a Abs. 1 Nr. 4 AktG
Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt zum Zeitpunkt der 
Einberufung der Hauptversammlung 437.958.750,00 Euro. Es 
ist eingeteilt in insgesamt 437.958.750 auf den Inhaber lautende 
Stückaktien mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapi­
tal von je 1,00 Euro, davon 259.795.875 Stammaktien sowie 
178.162.875 Vorzugsaktien ohne Stimmrecht. In der Haupt­
versammlung haben die Stammaktionäre je Stammaktie eine 
Stimme; die Vorzugsaktien haben kein Stimmrecht, auch nicht 
nach § 140 Abs. 2 Satz 1 AktG.

Der vollständige Wortlaut der entsprechenden Regelungen des 
Aktiengesetzes sowie des COVID­Folgenabmilderungsgesetzes 
kann im Internet eingesehen werden unter 

www.gesetze­im­internet.de/aktg/ 

bzw.

www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Dokumen­
te/Bgbl_Corona­Pandemie.

Düsseldorf, im Mai 2020

Henkel AG & Co. KGaA
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